
Abs.l Satz 1) dienen können, aus der Vielfalt der Ele­
mente und Bedingungen der Familien- und sonstigen 
Erziehungsverhältnisse des Jugendlichen diejenigen 
Faktoren heranzuziehen sind, die sich auf die straftat­
verdächtige Handlungsweise in irgendeiner Weise aus­
gewirkt haben. Das Gericht, der Staatsanwalt und die 
Untersuchungsorgane haben hierbei besonders zu prü­
fen, ob die Straftat durch Pflichtverletzungen von Erzie­
hungsberechtigten begünstigt worden ist. Damit wird 
die bisherige undifferenzierte Verpflichtung der Justiz- 
und Sicherheitsorgane aufgegeben, im Strafverfahren 
gegen Jugendliche stets zu prüfen, ob sich Erziehungsbe­
rechtigte schlechthin einer Verletzung ihrer Pflicht zur 
Erziehung des Jugendlichen schuldig gemacht haben. 
Die Aufklärungspflicht wird ausdrücklich auf solche 
Verletzungen von Erziehungspflichten konzentriert, die 
sich auf die Straftat des Jugendlichen begünstigend aus­
gewirkt haben.
Derartige Verletzungen von Erziehungspflichten kön­
nen im Einzelfall sehr verschiedenartig sein. Sie kön­
nen das Zustandekommen der Straftat in sehr unter­
schiedlicher Art und Weise beeinflußt haben. Pflicht­
verletzungen von Erziehungsberechtigten i. S. des § 69 
Abs. 1 Satz 2 sind z. B. die Anstiftung eines Jugend­
lichen zur Begehung einer Straftat (§ 22 Abs. 2 Ziff. 1 
StGB), die Verletzung von Erziehungspflichten (§ 142 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB), die Verleitung eines Jugendlichen 
zu asozialer Lebensweise (§ 145 StGB) oder zum Alko­
holmißbrauch (§ 147 StGB). Es können aber auch andere 
Verletzungen von Erziehungspflichten sein, die zwar 
keine derartige Schwere aufweisen, die Straftat aber 
dennoch begünstigt haben. Solche Erscheinungen kön­
nen vorliegen, wenn die tatbestimmende Einstellung 
des Jugendlichen und damit schließlich seine Straftat 
selbst, durch die erzieherische Grundhaltung der Eltern, 
ihren Erziehungsstil und ihre Erziehungspraktiken so­
wie die gesamte Familienatmosphäre (z. B. infolge Er­
ziehungsuntüchtigkeit, asozialen Verhaltens oder Alko­
holmißbrauchs der Eltern) beeinflußt wurden.
Die Änderung des § 69 Abs. 1 Satz 2 steht in engem 
Zusammenhang mit der Neufassung des § 69 Abs. 2. Die 
bei der tatbezogenen Aufklärung der Familien- und 
sonstigen Erziehungsverhältnisse des Jugendlichen ge­
troffenen Feststellungen darüber, ob und inwieweit die 
Straftat durch Erziehungspflichtverletzungen und an­
dere Erziehungsmängel begünstigt worden ist, schaffen 
die notwendigen tatsächlichen Voraussetzungen für die 
in § 69 Abs. 2 geforderten Aktivitäten der Organe der 
Strafrechtspflege zur Beseitigung der straftatbegünsti­
genden Erziehungsmängel durch die in Betracht kom­
menden Erziehungsträger.

Aufgaben zur Überwindung straftatbegünstigender 
Erziehungsmängel

Der wesentliche Inhalt des bisherigen § 69 Abs. 2 ist 
nunmehr in der Neufassung des § 69 Abs. 1 Satz 2 ent­
halten. Deshalb hat der neugestaltete § 69 Abs. 2 einen 
anderen, stärker auf die Vorbeugung von Straftaten 
Jugendlicher gerichteten Inhalt erhalten. Er geht von 
der Aufgabe der Organe der Strafrechtspflege aus, im 
Rahmen der tatbezogenen Sachaufklärung insbesondere 
auch Feststellungen über straftatbegünstigende Mängel 
in der Erziehungsarbeit der Schulen, Betriebe und an­
deren gesellschaftlichen und staatlichen Einrichtungen 
und Organisationen zu treffen, und verpflichtet das Ge­
richt, den Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane, 
beim Vorliegen derartiger Erziehungsmängel Maßnah­
men gemäß § 19 zu ihrer Beseitigung zu veranlassen. 
Der neue § 69 Abs. 2 konkretisiert und spezifiziert somit 
die Grundsatzregelungen des § 19 über die von den Or­
ganen der Strafrechtspflege zu veranlassenden Maßnah­

men zur Beseitigung von Ursachen und Bedingungen 
von Straftaten für das Strafverfahren gegen Jugend­
liche.
Sind die straftatbegünstigenden Mängel in der Erzie­
hungsarbeit Gesetzesverletzungen, haben das Gericht 
mit der Gerichtskritik (§ 19 Abs. 2) und der Staatsan­
walt mit Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht 
(§§ 38 ff. StAG) dagegen vorzugehen. Solche Gesetzes­
verletzungen können z. B. sein

— keine oder eine nur ungenügende Reaktion der 
Schule auf die Schulbummelei des Jugendlichen (Ver­
letzung der VO über die Sicherung einer festen Ord­
nung an den allgemeinbildenden Schulen — Schulord­
nung - vom 20. Oktober 1967 [GBl. II S.769]);

— die ungenügende Gewährleistung von Ordnung, 
< Sicherheit und Disziplin in dem Lehrlingswohnheim,

in dem der Jugendliche untergebracht ist (Verlet­
zung der AO zur Gestaltung des sozialistischen Ge­
meinschaftslebens in Lehrlingswohnheimen — Heim­
ordnung für Lehrlingswohnheime — vom 29. Novem­
ber 1971 [GBl. II S. 705]);

— die Nichterfüllung der Anforderungen an den Jugend­
schutz (Verletzung der VO zum Schutz der Kinder 
und Jugendlichen vom 26. März 1969 [GBl. II S. 219]);

— die Mißachtung der Bestimmungen zur Förderung der 
Jugend (Verletzung des Jugendgesetzes vom 28. Ja­
nuar 1974 [GBl. I S. 45] und des Bildungsgesetzes 
vom 25. Februar 1965 [GBl. I S. 83]).

Durch die mit der Neufassung des § 69 Abs. 2 dem Ge­
richt, dem Staatsanwalt und den Untersuchungsorganen 
auferlegten Verpflichtungen wird zielstrebiger auf die 
Verwirklichung der kriminalitätsvorbeugenden Funk­
tion des Strafverfahrens gegen Jugendliche durch die 
Tätigkeit der Organe der Strafrechtspflege orientiert. 
Hierdurch und durch die Änderung des § 69 Abs. 1 Satz 2 
wird eindeutig klargestellt, daß es im Strafverfahren 
gegen Jugendliche nicht um die Erforschung von allge­
meinen Erziehungsmängeln, sondern stets um die Fest­
stellung von straftatrelevanten Pflichtverletzungen der 
Erziehungsberechtigten und anderen Erziehungsträger 
geht.

Differenzierte Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe
Für die Wirksamkeit des Strafverfahrens gegen Jugend­
liche ist die sachgerechte, effektive Mitwirkung der Or­
gane der Jugendhilfe von großer Bedeutung. Von die­
sem Grundgedanken wird die Neufassung des § 71 ge­
prägt. Seine Durchsetzung erfordert vor allem eine den 
unterschiedlichen Erfordernissen des konkreten Ver­
fahrens gerecht werdende, d i f f e r e n z i e r t e  Rege­
lung der Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe.
Mit der Neuregelung des § 71 wird die bisher obligato­
rische Teilnahme der Organe der Jugendhilfe an jedem 
Strafverfahren gegen Jugendliche durch eine differen­
zierte Mitwirkung an solchen Verfahren ersetzt, in de­
nen dies zur Lösung der von den Besonderheiten des 
Einzelfalls abhängigen konkreten Aufgaben des Straf­
verfahrens notwendig ist. Diese Regelung trägt maß­
geblich zur rationellen und beschleunigten Durchfüh­
rung des Strafverfahrens gegen Jugendliche bei. Gleich­
zeitig werden die Organe der Jugendhilfe von nicht 
notwendigen Belastungen befreit.

Voraussetzungen der Mitwirkung

Die Organe der Jugendhilfe sind zur Mitwirkung am 
Strafverfahren gegen Jugendliche verpflichtet, wenn sie 
gemäß § 71 Abs. 1 im Ermittlungsverfahren durch den 
Staatsanwalt oder die Untersuchungsorgane und im 
gerichtlichen Verfahren durch das Gericht darum er-
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